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!~ )~GEMEINDE LANDSCHEIDEvBE~~UUNGSPLAN NR. 2 "GEWERBEGEBIET AM BAHNHOF" 
''-:~'.V FüR DEN BEREICH ZWISCHEN BAHNLINIE, FLETHSEER STRASSE, AM BAHNHOF UND FLURSTÜCK 55/3. 

TEIL A: PLANZEICHNUNG 
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PLANZEICHENERKLÄRUNG 
Art der baulichen Nutzung 
(§ 9 Abs.1 Nr.1 BauGB, §§ 1 bis 11 BauNVO) 

Mischgebiete (§ 6 BauNVO) ~ Gewerbegebiete (§ 8 BauNVO) 

Füllschema der Nutzungsschablone l
6 

IE a ] Art der Nutzung 

Grundflächenzahl / Bauweise 

Maß der baulichen Nutzung 
(§ 9 Abs.1 Nr.1 BauGB, § 16 BauNVO) 

GHm~ 11 ,o m Maximal zulässige Gebäudehöhe 

Bauweise, Baulinien, Baugrenzen 
(§ 9 Abs.1 Nr.2 BauGB1 § 22 und 23 BauNVO) 

Baugrenze 

a I o Abweiclhende Bauweise I Offene Bauweise 

000 

dJ 

Verkehrsflächen 
(§ 9 Abs.1 Nr.11 und Abs.6 BauGB) 

Bahnanlagen 

Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung (Wirtschaftsweg) 

Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von 
Natur und Landschaft 
(§ 9 Abs.1 Nr.20, 25 und Abs.6, § 40 Abs.1 Nr.14 BauGB) 

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern 

und sonstigen Bepflanzungen 
(§ 9 Abs.1 Nr.25a1Abs.6 l:tl:tA<AEliMAfi<l!ee.,~&,,.~a.uGB) 

1 

~(~ lp Erhaltung: Bäume 

Sonstige Planzeichen 

Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu belastende Flächen zugunslen des 
jeweiligen Versorgungsträgers (§ 9 Abs.1 Nr.21 und Abs.6 BauGB) 

Umgrenzungen der Flächen für besondere Anlagen und Vorkehrungen 
zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen im Sinne des 

Bundes-Immissionsschutzgesetzes 
(§ 9 Abs.1 Nr.24 BauGB) 

Grenze des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes 

(§ 9 Abs.7 BauGB) 

Darstellung ohne Normcharakter 

Vorhandene Flurstücksgrenze 

Innerbetriebliche Überfahrt 

Vorhandene Gebäude 
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Es gilt das Baugesetzbuch {BauGB) in der Fassung vom 23.09.2004 (BGBI. I S. 2414) , zuletzt geändert durch Art. 1 G 
zur Förderung des Klimaschutzes bei der Entwicklung in den Stadten und Gemeinden vom 22.07.2011 (BGBI . I S. 1509) 
sowie die Baunutzungsverordnung (BauNVO) in der Fassung vom 23.01 .1990 (BGBI. t S. 132), zuletzt geändert durch 
Art. 3 lnvestitionserteichterungs- und WohnbaulandG vom 22.04.1993 (BGBI. I S. 466). 

TEIL B: TEXTLICHE FESTSETZUNGEN 
I. PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 

1 Art der baulichen Nutzung § 9 Abs. 1 Nr.1 ElauGB 

1.1 Gewerbegebiet (§ 8 BauNVO) 

Allgemein zulässig sind: 
Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhäuser, Lagerplätze und öffentliche Betriebe 
Geschäfts-, Büro-, und Verwaltungsgebäude 

Ausnahmsweise zulässig sind: 
Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und 
Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet sind und ihm gegenüber in 
Grundfläche und Baumasse untergeordnet sind 

Nicht zulässig sind: 
Anlagen für sportliche, kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke 
Tankstellen 
Vergnügungsstätten 

1.2 Mischgebiet MI(§ 6 BauNVOJ 

Zulässig sind: 
Wohngebäude 
Geschäfts- und Bürogebäude 
sonstige Gewerbebetriebe 

Nicht zulässig sind; 
Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe des Seher­
bergungsgewerbes 
Anlagen für Verwaltungen sowie für kirchliche , kulturelle, soziale, gesundheitliche 
und sportliche Zwecke 
Gartenbaubetriebe 
Tankstellen 
Vergnügungsstätten 

1.3 Zu Iässigkeit von Einzelhandel im Plangebiet 
(§ 8 BauNVO und § 1 Abs. 4 BauNVOJ 

Einzelhandelsbetriebe sind gem. § 1 Abs. 5 i.V.m. Abs. 9 BauNVO im Gewerbegebiet ausge· 
schlossen. 

2 Maß der baulichen Nutzung § 9 Abs. 1 Nr.1 BauGB 

2.1 Grundflächenzahl (§ 19 Nr.1 BauNVO) 

Für das Gewerbegebiet wird eine GRZ von 0,6 festgesetzt. 
Die zulässige Grundfläche darf durch die Grundflächen für Nebenanlagen, Zufahrten, Gara­
gen und Stellplätze gemäß§ 19 Abs. 4 Salz 3 BauNVO bis zu einer GRZ von 0,9 überschr~­
tenwerden. 

Für das Mischgebiet wird eine GRZ von 0,4 festgesetzt. 

2.2 Höhenbezugsebene 

Im gesamten Geltungsbereich ist die Höhenbezugsebene der festgesetzten maximalen Ge­
bäudehöhen jeweils die Obeikante des vorhandenen Geländes. 

2.3 Höhenentwicklung 

Im Gewerbegebiet sind Dachaufbauten und sonstige Nebenanlagen auf dem Dach, die über 
die festgesetzte maximale Gebäudehöhe hinausragen, mit Ausnahme von technisch oder be· 
trieblieh erforderlichen Anlagen (z.B. Aufzugsüberfahrten, Haustechnik, Sonderkommunikali· 
onsanlagen) sowie Solaranlagen unzulässig. Die genannten zulässigen Anlagen dürfen max. 
3m über die festgesetzte Gebäudehöhe hinausragen (Ausnahme: Antennen). 

Im Gewerbegebiet dürfen Gebäude mit einer Grundfläche von insgesamt 100 m• über die 
festgesetzte maxmale Gebäudehöhe bis zu 12 m hinausragen. 

3 Bauweise, Baugrenzen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, § 22 und 23 BauNVOJ 

3.1 Bauweise 

Im Gewerbegebiet wird eine abweichende Bauweise mit Gebäuden mit über 50 m Fassaden· 
länge festgesetzt. 

Im Mischgebiet wird eine offene Bauweise festgesetzt. 

4 Leitungsrechte (§ 9 Abs.1 Nr. 21 BauGB) 

Zugunsten des jeweiligen Versorgungsträgers wird ein Leitungsrecht (im Plan mit L gekenn­
zeichnet) festgesetzt. 

5 Bauliche Nutzung bis zum Eintritt bestimmter Umstände(§ 9 Abs. 2 BauGB) 

Eine Überbauung des Baufeldes im Bereich des festgesetzten Le~ungsrechtes (Flurstücke 
bzw. Teile der Fk.Jrstücke 2815, 3713, 101111 , 101112, 268128 und 270129 der Flur 2 der Ge­
markung 2071 der Gemeinde Landscheide) darf erst erfolgen, wenn die vorhandene Entwäs­
serungsle~ung des Sielverbandes Landscheide verlegt bzw. gleichwertiger Ersalz für die Vor­
fk.Jt geschaffen worden ist. 

6 Immissionsschutz(§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGBJ 

6.1 Schutz vor Gewerbelärm 

Auf der festgesetzten Fläche für besondere Anlagen und Vorliehrungen zum Schutz vor 
schädlichen Umwelteinwirl<l.ngen i. S. des Bundes-Immissionsschutzgesetzes ist die Errich­
tung ener Lännschutzwand bis zu einer Höhe von 4,5 m zulässig . 

II. GRÜNORDNERISCHE FESTSETZUNGEN(§ 9 Abs.1 Nr. 15. 20 und 25 BauGBl 

7 Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Bo­
den, Natur und Landschaft(§ 9 Abs.1 Nr. 20 BauGBJ sowie Anpflanz- und Erhal­
tungsgebote (gern.§ 9 Abs. 1 Nr. 2Sa und b BauGB) 

7.1 Erhalt von Bäumen(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB) 

Die als zu erha~en festgesetzten Bäume sind dauerhaft zu erhalten und zu pflegen. Einge· 
gangene Bäume sind an gleicher Stelle durch die gleiche Gehölzart als Hochstamm, 3 x v., 
mit einem Stammumfang von 16-18 cm zu ersetzen. 

7.2 Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern 

Auf der Fläche zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen ist ei­
ne dichte, geschlossene zweireihige Hecke zu pflanzen. Es sind standortgerechte Sträucher 
(2 x verpflanzt, mindestens 601100) diagonal versetzt in einem Pflanzabstand von maxmal 
1,50 m, zu pflanzen. Zusätzlich sind im Abstand von jeweils 10m Einzelbäume (Pflanzqualität 
Hochstamm, 3 x v. , m Db, Stammumfang 16-18 cm) in die Hecke zu integrieren. Es sind 
Pflanzen der Pflanzliste aus der Begründung zum Bebauungsplan Nr. 2 zu verwenden. 

7.3 Zuordnung externer Ausgleichsflächen (§ 9 Abs. 1a BauGB) 

Die von der Gemeinde Landscheide bereit gestellten Ausgleichsflächen auf den Flurstü­
cken 72 und 7 4, Flur 3, Gemarkung Kudensee der Gemeinde Landscheide werden den 
Grundstücken im GeKungsbereich des Bebauungsplanes Nr. 2 .Gewerbegebiet Am Bahnhof', 
auf denen Eingr~fe in Naiur und Landschaft zu erwarten sind, zugeordnet. Die Flächen sind in 
der Begründung (Kap. 12. 7) gekemzeichnet. 

111 . ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN 

1 Gestalterische Festsetzungen (§ 84 LBO) 

8.1 Gliederung von Fassadenflächen 

Es wird festgesetzt, dass großflächige F assadenflächen, die eine Länge von 50 m überschrei­
ten, gestalterisch zu gliedern sind. Dies kann beispielsweise durch Vor- I Rücksprünge von 
mind. 50 an, Materialwechsel, Begrünung oder andere optisch wirl<same Maßnahmen erfol­
gen. 

8.2 Werbeanlagen 

Es sind nur Werbeanlagen zulässig, die die festgesetzte maximale Gebäudehöhe nicht über· 
schreiten. 

*** 

VERFAHRENSVERMERKE 
1. Aufgestellt aufgrund des Aufstellungsbeschlusses der Gemeindevertretung vom 

04.10.2011. 
Die ortsObliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses ist durch Abdruck in der 
Wilsterschen Zeitung am 16.08.2012 erfolgt und zusätzlich zeijQieich im Internet auf der 
homepage unter iRfe@wilst&rMartGI=I ~9 bereitgestellt worden ""'- ' 11 n:.._· S> 

~*f'' 1/w~o,.;. t.vils.f<.r\\..an&.. .. :le. , -vv· "-..0 
2. Die frühzeitige Beteiligung der Öffenüichkert nach § 3 Abs. 1- satz 1 BauGB wurde am 

29.08.2012 durchgeführt. 

3. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, die von der Planung berührt sein 
können, wurden gern.§ 4 Abs.1 i.V.m. § 3 Abs. 1 BauGB am 26.06.2012 unterrichtet und zur 
Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert. 

4. Die Gemeindevertretung hat am 03.09 .2012 den Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 2 mit 
Begründung beschlossen und zur Auslegung bestimmt. 

5. Der Entwurf des 8ebauungsplanes , bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text 
(Teil B), sowie die BegtOndung haben in der Zeit vom 13.12.2012 bis 14.01.2013 während 
folgender Zeiten: Montag bis Mittwoch und Freitag 8.00 Uhr- 12.00 Uhr, Donnerstag, 8.30 
Uhr- 12.00 Uhr, Montag und Dienstag 14.00 Uhr- 15.30 Uhr, Donnerstag von 13.00 Uhr-
18.00 Uhr nach § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegen. Die öffentliche Auslegung wurde mit 
dem Hinweis, dass Stellungnahmen während der Auslegungsfrist von allen Interessierten 
schriftlich oder zur Niederschrift abgegeben werden können, am 03.12.2012 in der 
Wilsterschen Zeitung ortsüblich bekannt gemacht und zusätzlich zeitgleich im Internet auf der 
homepage www.wilstermarsch.de bereitgestellt 

6. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, die von der Planung berührt sein 
können. wurden gern.§ 4 Abs. 2 BauGB am 11.12.2012 zur Abgabe einer Stellungnahme 
aufgefordert 
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7. Der katastermäßige Bestand am J.+.2o13 sowie die geometrischen Festiegungen der neuen 
städtebaulichen Planung werden als richtig bescheinigt 
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8. Die Gemeindevertretung hat die Stellungnahmen der Öffentlichkeit und der Behörden und 
sonstigen Träger öffentlicher Belange am 17.12.2013 geprOft. Das Ergebnis wurde mitgeteilt. 

9. Die Gemeindevertretung hat den 8ebauungsplan, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) 
und dem Text (Teil 8) am 17.12.2013 als Satzung beschlossen und die BegtOndung durch 
(einfachen) Beschluss gebilligt. 
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10. Der Landrat des Kreises hat mit Bescheid .V vom \/. .. .. ... Az.: ... ... V ...... diese 8-Pian-
Satzung, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), - mit 
~~ebeHbeetifflfMYF\geH I::IA~ Hinweisen- genehmigt. 

· devertretung hat die Nebenbestimmungen durch den satzungsändernden 
Beschluss vom ............ er , htet. Der Landrat des Kreises ......... .. 
hat die ErfOIIung der Nepenbestimmungen mit Bescheid vom ... Az.: ... .......... · · t,... 

~~J.e. 1 .:23.04-, ~O)'f" 
(Ort, Datum , Siegelabdruck) 

..... h. ~ ... -~ ..................... . 
Unterschritt llitEil' 

12. (Ausfertigung :) Die 8-Piansatzung, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text 
(Teil B), wird hiermit ausgefertigt und ist bekannt zu machen. 
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13. Die Erteilung der Genehmigung des B-Pianes sowie die Stelle, bei der der Plan, die 
BegrUndung und die zusammenfassende Erklärung auf Dauer während der Öffnungszeiten für 
den Publikumsverkehr von allen Interessierten eingesehen werden kann und Ober den Inhalt 
Auskunft zu erhalten ist, wurden am ;lt (vom .. . bis ... ) ortsObiich bekannt gemacht. in der 
8ekannbnachung ist auf die Möglichkeit, eine Verletzung von Verfahrens· und 
Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung ein-schließlich der sich ergebenden 
Rechtsfolgen (§ 215 Abs. 2 BauGB) sowie auf die Möglichkeit, Entschädigungsansprüche 
geltend zu machen und das Erlöschen dieser Ansprüche(§ 44 BauGB) hingewiesen worden. 
Auf die Rechtswirkungen des § 4 Abs. 3 GO wurde ebenfalls hingewiesen. Die Satzung ist 
mithin am~ ,({ .. 1.~ in Kraft getreten. Jt ;!l? .I)+. &..0!1'1-

~1 ~Ot.OY,..Jo(lf 
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Präambel 
Aufgrund des § 10 des Baugesetzbuches (BauGB) und des § 84 der Landesbauordnung Schleswig-Holstein (LBO S-H) in der zur 
Zeit geltenden Fassung wird nach Beschlussfassung durch die Gemeindevertretung vom 17.12.2013 folgende Satzung Ober den 
Bebauungsplan Nr. 2 der Gemeinde Landscheide für den Bereich zwischen Bahnlinie, Flethseer Straße, Am Bahnhof und 
Flurstück 55/3, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B), er1assen . 
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